
VERORDNUNG (EG) Nr. 1250/2002 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2002

zur Abweichung — für das Wirtschaftsjahr 2001/02 — von den Fristen gemäß Artikel 12 Absätze
3 und 5 sowie Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2366/98 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Beihilferegelung für die Erzeugung von Olivenöl für die Wirtschaftsjahre 1998/99

bis 2003/04

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom
22. September 1966 über die Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation für Fette (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1513/2001 (2), insbesondere auf Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1638/98 des Rates vom
20. Juli 1998 zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für
Fette (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1513/
2001, insbesondere auf Artikel 2 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2261/84 des Rates vom
17. Juli 1984 mit Grundregeln für die Gewährung der Erzeug-
ungsbeihilfe für Olivenöl und für die Olivenölerzeugerorganisa-
tionen (4), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1639/98 (5), insbesondere auf Artikel 19,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 2366/98 der
Kommission vom 30. Oktober 1998 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Beihilferegelung für die Erzeugung
von Olivenöl für die Wirtschaftsjahre 1998/99 bis 2003/
04 (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2070/2001 (7), haben die Olivenbauern ihren Antrag auf
die Erzeugungsbeihilfe für Olivenöl vor dem 1. Juli jedes
Wirtschaftsjahres zu stellen. Ferner haben die Erzeuger-
mitgliedstaaten der Kommission vor dem 5. September
jedes Wirtschaftsjahres die Zahl der Beihilfeanträge und
die betreffenden Olivenölmengen mitzuteilen.

(2) Gemäß Artikel 20 Absatz 2 derselben Verordnung haben
die Erzeugerorganisationen oder gegebenenfalls ihre
Vereinigungen die das laufende Wirtschaftsjahr betref-
fenden Beihilfeanträge bis spätestens 1. August jedes
Wirtschaftsjahres an die zuständige Stelle des betref-
fenden Mitgliedstaats zu übermitteln. Ferner können die
von den Olivenbauern nicht fristgerecht gestellten Beihil-
feanträge von den Erzeugerorganisationen oder ihren
Vereinigungen bis spätestens 14. August jedes Wirt-
schaftsjahres nachgereicht werden.

(3) Um zusätzliche Kontrollen der Beihilfeanträge insbeson-
dere anhand des geografischen Informationssystems
(GIS) zu ermöglichen, sollte die Frist für die Stellung der
Beihilfeanträge durch die Olivenbauern von vor dem 1.
Juli 2002 auf den 15. Juli 2002 verlängert werden. Infol-

gedessen ist es gleichfalls notwendig, die Frist für die
Weiterübermittlung der Beihilfeanträge durch die Erzeug-
erorganisationen oder ihre Vereinigungen sowie ferner
die Frist für die Mitteilung der Mitgliedstaaten an die
Kommission mit den Angaben über die Zahl der Beihil-
feanträge und die betreffenden Olivenölmengen zu
verlängern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Fette —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
2366/98 können die Olivenbauern ihre Beihilfeanträge für das
Wirtschaftsjahr 2001/02, die sich auf die im Ertrag stehenden
Ölbäume und die Lage der von ihnen zum 1. November 2001
bewirtschafteten Olivenhaine beziehen, bis zum 15. Juli 2002
stellen.

Artikel 2

Abweichend von Artikel 12 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
2366/98 teilen die betreffenden Mitgliedstaaten der Kommis-
sion vor dem 10. September 2002 die Zahl der Beihilfeanträge
und die Olivenölmengen für das Wirtschaftsjahr 2001/02 mit.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2366/98 können die Erzeugerorganisationen oder ihre Vereini-
gungen die Beihilfeanträge für das Wirtschaftsjahr 2001/02 bis
zum 15. August 2002 an die zuständige Stelle des betreffenden
Mitgliedstaats übermitteln.

Die von den Olivenbauern nicht fristgerecht gestellten Beihil-
feanträge können jedoch von den Erzeugerorganisationen oder
ihren Vereinigungen bis spätestens 30. August 2002 nachge-
reicht werden.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 30. Juni 2002.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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